
Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Apothekerkammergesetz 2001 Apothekerkammergesetz 2001 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

Eigener Wirkungsbereich Eigener Wirkungsbereich 

§ 2. (1) und (2) ... § 2. (1) und (2) ... 

(3) ... (3) ... 

 1. bis 7. ...  1. bis 7. ... 

 8. Weiterbildungsordnung und  8. Weiterbildungsordnung, 

 9. Leitlinien zur Qualitätssicherung.  9. Leitlinien zur Qualitätssicherung und 

    10. nähere Vorschriften über die Einrichtung der Schlichtungskommission 
und das Verfahren vor der Schlichtungskommission. 

(4) Zur Vertretung der Interessen des pharmazeutischen Berufs hat die 
Österreichische Apothekerkammer insbesondere folgende Aufgaben 
wahrzunehmen: 

(4) Zur Vertretung der Interessen des Apothekerberufs hat die 
Österreichische Apothekerkammer insbesondere folgende Aufgaben 
wahrzunehmen: 

 1. bis 15. ...  1. bis 15. ... 

Mitglieder Mitglieder 

§ 7. (1) bis (3) ... § 7. (1) bis (3) ... 

(4) ... (4) ... 

 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 

 4. Apotheker, die durch eine Funktion in der Österreichischen 
Apothekerkammer oder der Pharmazeutischen Gehaltskasse für 
Österreich oder auf Grund eines öffentlichen Mandates an der Ausübung 
des Apothekerberufes verhindert sind. 

 4. Apotheker, die durch eine Funktion in der Österreichischen 
Apothekerkammer oder der Pharmazeutischen Gehaltskasse für 
Österreich oder auf Grund eines öffentlichen Mandates an der Ausübung 
des Apothekerberufes verhindert sind und 

    5. Personen, die als Ausgleichsmaßnahme gemäß § 3c Abs. 7 
Apothekengesetz in der jeweils geltenden Fassung eine fachliche 
Ausbildung in einer öffentlichen Apotheke oder Anstaltsapotheke 
absolvieren. 

123/M
E

 X
X

V
II. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

1 von 13

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(5) bis (7) ... (5) bis (7) ... 

§ 9. (1) Organe der Apothekerkammer sind § 9. (1) Organe der Apothekerkammer sind 

1. bis 10. … 1. bis 10. … 

  11. die Schlichtungskommission. 

2. Abschnitt 2. Abschnitt 

Delegiertenversammlung Delegiertenversammlung 

§ 10. (1) bis (4) ... § 10. (1) bis (4) ... 

(5) Die Delegiertenversammlung ist beschlussfähig, wenn die Mitglieder 
ordnungsgemäß geladen wurden, der Präsident oder ein Vizepräsident sowie 
mindestens die Hälfte der Mitglieder der beiden Abteilungsversammlungen 
anwesend oder vertreten, mindestens jedoch ein Drittel der Stimmberechtigten 
jeder Abteilung persönlich anwesend sind. 

(5) Die Delegiertenversammlung ist beschlussfähig, wenn die Mitglieder 
ordnungsgemäß geladen wurden, der Präsident oder ein Vizepräsident sowie 
mindestens die Hälfte der Mitglieder der beiden Abteilungsversammlungen 
persönlich oder virtuell anwesend oder vertreten, mindestens jedoch ein Drittel 
der Stimmberechtigten jeder Abteilung persönlich oder virtuell anwesend sind. 

(6) und (7) ... (6) und (7) ... 

Abteilungsausschüsse Abteilungsausschüsse 

§ 13. (1) ... § 13. (1) ... 

(2) Die Abteilungsausschüsse werden vom zuständigen Obmann nach 
Bedarf, mindestens jedoch zweimal jährlich einberufen. Die Geschäftsordnung 
kann die Anzahl der Sitzungen der Abteilungsausschüsse begrenzen. Der 
Abteilungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 
Mitglieder anwesend oder vertreten, mindestens jedoch ein Drittel der 
Stimmberechtigten persönlich anwesend ist. § 12 Abs. 5 gilt sinngemäß. 

(2) Die Abteilungsausschüsse werden vom zuständigen Obmann nach 
Bedarf, mindestens jedoch zweimal jährlich einberufen. Die Geschäftsordnung 
kann die Anzahl der Sitzungen der Abteilungsausschüsse begrenzen. Der 
Abteilungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 
Mitglieder persönlich oder virtuell anwesend oder vertreten, mindestens jedoch 
ein Drittel der Stimmberechtigten persönlich oder virtuell anwesend ist. § 12 
Abs. 5 gilt sinngemäß. 

(3) ... (3) ... 

Kontrollausschuss Kontrollausschuss 

§ 18. (1) bis (3) ... § 18. (1) bis (4) ... 

 Schlichtungskommission 

 § 18a. (1) Der Kammervorstand hat eine Schlichtungskommission 
einzurichten. Diese besteht aus vier Mitgliedern, die von den 
kollektivvertragsfähigen freiwilligen Interessenvertretungen der Apotheker zu 
nominieren und vom Kammervorstand für die Dauer seiner Funktionsperiode zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
bestellen sind. Für jedes Mitglied sind zwei Ersatzmitglieder zu bestellen. Jeweils 
ein Mitglied und ein Ersatzmitglied sollten rechtskundig sein. 

 (2) Die Schlichtungskommission hat aus ihrer Mitte mit Zweidrittelmehrheit 
der abgegebenen Stimmen den Vorsitzenden aus dem Kreis jener Mitglieder zu 
wählen, die von der Abteilung, die den ersten Vizepräsidenten stellt, nominiert 
wurden, und dessen Stellvertreter aus dem Kreis jener Mitglieder zu wählen, die 
von der Abteilung, die den Präsidenten stellt, nominiert wurden. 

 (3) Die Schlichtungskommission hat Hinweise auf mögliche 
Disziplinarvergehen in potentiellem Zusammenhang mit kollektivvertraglichen 
oder arbeitsrechtlichen Fragen entgegenzunehmen und auf eine konsensuale 
Beseitigung allfälliger Missstände hinzuwirken. 

 (4) Nähere Regelungen über die Arbeitsweise der Schlichtungskommission 
und die Durchführung der Verfahren sind in einer vom Kammervorstand zu 
beschließenden Geschäftsordnung der Schlichtungskommission zu treffen. 

3. Abschnitt 3. Abschnitt 

Wahlverfahren Wahlverfahren 

§ 29. (1) und (2) ... § 29. (1) und (2) ... 

(3) Die Wahl hat innerhalb der letzten sechs Monate vor Ablauf der 
fünfjährigen Funktionsperiode des Kammervorstandes und der 
Delegiertenversammlung stattzufinden. Sie ist vom Kammervorstand durch 
Beschluss anzuordnen und in geeigneter Weise kundzumachen. 

(3) Die Wahl hat innerhalb der letzten sechs Monate vor Ablauf der 
fünfjährigen Funktionsperiode des Kammervorstandes und der 
Delegiertenversammlung stattzufinden. Sie ist vom Kammervorstand durch 
Beschluss anzuordnen . 

Wahlkommissionen Wahlkommissionen 

§ 31. (1) Zur Durchführung und Leitung der Wahl ist am Sitz der 
Apothekerkammer eine Hauptwahlkommission für die beiden Wahlkörper 
sämtlicher Länder zu bestellen. Sie besteht aus dem Vorsitzenden und je drei 
Mitgliedern aus dem Kreis der selbständigen und aus dem Kreis der angestellten 
Apotheker. Der Vorsitzende muss ein rechtskundiger Beamter des 
Bundesministeriums für soziale Sicherheit und Generationen sein. Die Mitglieder 
der Hauptwahlkommission sind nach Anhören der Apothekerkammer durch den 
Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen zu bestellen. 

§ 31. (1) Zur Durchführung und Leitung der Wahl ist am Sitz der 
Apothekerkammer eine Hauptwahlkommission für die beiden Wahlkörper 
sämtlicher Länder zu bestellen. Sie besteht aus dem Vorsitzenden und je drei 
Mitgliedern aus dem Kreis der selbständigen und aus dem Kreis der angestellten 
Apotheker. Der Vorsitzende muss ein rechtskundiger Bediensteter des 
Bundesministeriums für soziale Sicherheit und Generationen sein. Die Mitglieder 
der Hauptwahlkommission sind nach Anhören der Apothekerkammer durch den 
Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen zu bestellen. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Einberufung des Kammervorstandes und der Delegiertenversammlung Einberufung des Kammervorstandes und der Delegiertenversammlung 

§ 34. (1) Der Kammervorstand und die Delegiertenversammlung sind vom 
bisherigen Präsidenten beziehungsweise bisherigen ersten Vizepräsidenten 
schriftlich zur konstituierenden Sitzung einzuberufen. Sie ist vom an 
Lebensjahren ältesten Mitglied des Kammervorstandes bis zur Wahl des neuen 
Präsidenten zu leiten. 

§ 34. (1) Der Kammervorstand und die Delegiertenversammlung sind vom 
Kammeramtsdirektor schriftlich zur konstituierenden Sitzung einzuberufen. Sie 
ist vom an Lebensjahren ältesten Mitglied des Kammervorstandes bis zur Wahl 
des neuen Präsidenten zu leiten. 

(2) ... (2) ... 

(3) Zum Präsidenten wählbar ist ein Mitglied des Kammervorstandes, 
welches die Voraussetzungen der persönlichen Eignung zur Leitung einer 
Apotheke erfüllt und bereits fünf Jahre Mitglied des Kammervorstandes war. Die 
zuletzt genannte Voraussetzung entfällt, falls diese Voraussetzung bei der 
Mehrheit der Mitglieder einer Abteilung nicht erfüllt ist. 

(3) Zum Präsidenten wählbar ist ein Mitglied des Kammervorstandes, 
welches die Voraussetzungen der persönlichen Eignung zur Leitung einer 
Apotheke erfüllt und bereits eine volle Funktionsperiode Mitglied des 
Kammervorstandes war. Die zuletzt genannte Voraussetzung entfällt, falls diese 
Voraussetzung bei der Mehrheit der Mitglieder einer Abteilung nicht erfüllt ist. 

(4) und (5) ... (4) und (5) ... 

Einberufung der Abteilungsausschüsse und Abteilungsversammlungen Einberufung der Abteilungsausschüsse und Abteilungsversammlungen 

§ 35. (1) Die Abteilungsausschüsse und die Abteilungsversammlungen sind 
vom bisherigen Obmann beziehungsweise bisherigen Obmannstellvertreter 
schriftlich zur konstituierenden Sitzung am Tag und am Ort der konstituierenden 
Sitzung des Kammervorstandes und der Delegiertenversammlung einzuberufen. 
Sie ist vom an Lebensjahren ältesten Mitglied des Abteilungsausschusses bis zur 
Wahl des neuen Abteilungsobmannes zu leiten. 

§ 35. (1) Die Abteilungsausschüsse und die Abteilungsversammlungen sind 
vom Kammeramtsdirektor schriftlich zur konstituierenden Sitzung am Tag und 
am Ort der konstituierenden Sitzung des Kammervorstandes und der 
Delegiertenversammlung einzuberufen. Sie ist vom an Lebensjahren ältesten 
Mitglied des Abteilungsausschusses bis zur Wahl des neuen Abteilungsobmannes 
zu leiten. 

(2) bis (5) ... (2) bis (5) ... 

Wahl der Landesgeschäftsstellenpräsidenten Wahl der Landesgeschäftsstellenpräsidenten 

§ 37. (1) Der bisherige Präsident beziehungsweise Vizepräsident der 
Landesgeschäftsstelle beruft die Mitglieder des Kammervorstandes und der 
Delegiertenversammlung sowie die Ersatzdelegierten der jeweiligen 
Landesgeschäftsstelle zur Wahl des Präsidenten und des Vizepräsidenten der 
Landesgeschäftsstelle am Tag und am Ort der konstituierenden Sitzung des 
Kammervorstandes und der Delegiertenversammlung ein. Das an Lebensjahren 
älteste Mitglied des Kammervorstandes aus dem Bereich der 
Landesgeschäftsstelle leitet die Wahlsitzung. 

§ 37. (1) Der Kammeramtsdirektor beruft die Mitglieder des 
Kammervorstandes und der Delegiertenversammlung sowie die Ersatzdelegierten 
der jeweiligen Landesgeschäftsstelle zur Wahl des Präsidenten und des 
Vizepräsidenten der Landesgeschäftsstelle am Tag und am Ort der 
konstituierenden Sitzung des Kammervorstandes und der 
Delegiertenversammlung ein. Das an Lebensjahren älteste Mitglied des 
Kammervorstandes aus dem Bereich der Landesgeschäftsstelle leitet die 
Wahlsitzung. 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 

123/M
E

 X
X

V
II. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

4 von 13

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

4. Abschnitt 4. Abschnitt 

Disziplinarverfahren Disziplinarverfahren 

Disziplinarrat Disziplinarrat 

§ 42. (1) und (2)... § 42. (1) und (2)... 

 (2a) Die Mitglieder des Disziplinarrates und ihre Stellvertreter sind in 
Ausübung ihres Amtes unabhängig und an keine Weisungen gebunden. 

(3) Der Vorsitzende des Disziplinarrates wird vom Kammervorstand bestellt. 
Die Abteilungsausschüsse bestellen je einen Beisitzer aus ihrer Abteilung. Ebenso 
ist für den Vorsitzenden und jeden Beisitzer je ein Stellvertreter zu bestellen. 
Mitglieder des Kammervorstandes dürfen dem Disziplinarrat nicht angehören. 

(3) Der Vorsitzende des Disziplinarrates wird vom Kammervorstand bestellt. 
Die Abteilungsausschüsse bestellen je einen Beisitzer aus ihrer Abteilung. Ebenso 
ist für den Vorsitzenden und jeden Beisitzer je ein Stellvertreter zu bestellen. 
Mitglieder des Kammervorstandes und der Schlichtungskommission dürfen dem 
Disziplinarrat nicht angehören. 

(4) bis (7) ... (4) bis (7) ... 

 Durchführung von Erhebungen 

 § 47. (1) Der Disziplinaranwalt hat die zur vollständigen Aufklärung der 
Sache erforderlichen Umstände zu erheben. 

 (2) Personen, die vom Disziplinaranwalt als Zeugen vorgeladen werden, 
sind zum Erscheinen verpflichtet. Hinsichtlich Vernehmung von Zeugen gelten die 
§§ 155 bis 159 StPO sinngemäß. 

 (3) Der Disziplinaranwalt kann um die Vornahme von Vernehmungen oder 
anderen Erhebungen auch die jeweils für die Rechtshilfe in Strafsachen 
zuständige Staatsanwaltschaft ersuchen. Diese hat hiebei nach den 
Bestimmungen der StPO vorzugehen. Die Kosten für die Erhebungen sind 
vorläufig von der Apothekerkammer zu tragen. Zu Vernehmungen, 
Befundaufnahmen und zur Vornahme eines Augenscheins sind der 
Disziplinaranwalt, der Beschuldigte und dessen Verteidiger zu laden. Diesen 
Personen steht das Fragerecht nach der StPO zu. 

 (4) Werden dem Beschuldigten mehrere Disziplinarvergehen zur Last gelegt, 
kann der Disziplinaranwalt unter sinngemäßer Anwendung des § 192 Abs. 1 Z 1 
StPO von der Verfolgung einzelner Disziplinarvergehen endgültig oder unter 
Vorbehalt späterer Verfolgung absehen und die Erhebungen insoweit einstellen, 
wenn dies voraussichtlich weder auf die Strafen noch auf sonstige Rechtsfolgen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
wesentlichen Einfluss hat. 

 (5) Dem Beschuldigten und seinem Verteidiger steht das Recht der 
Akteneinsicht zu. Ausgenommen von der Akteneinsicht sind Beratungsprotokolle. 
Der Disziplinaranwalt kann bis zur Fassung eines Einleitungsbeschlusses 
einzelne Aktenstücke von der Einsichtnahme durch den Beschuldigten und dessen 
Verteidiger ausschließen, wenn besondere Umstände die Befürchtung 
rechtfertigen, dass durch die sofortige Kenntnisnahme von diesen Aktenstücken 
der Zweck der Untersuchung gefährdet werde. 

Erhebungskommissär  

§ 47. (1) Beantragt der Disziplinaranwalt die Bestellung eines 
Erhebungskommissärs, kann der Disziplinarrat einen Erhebungskommissär damit 
beauftragen, die zur vollständigen Aufklärung der Sache erforderlichen 
Umstände zu erheben. Im Zuge des Verfahrens kann der Disziplinarrat einen 
Erhebungskommissär damit beauftragen, bestimmte, vom Disziplinarrat 
zugelassene Beweismittel herbeizuschaffen, bestimmte Erhebungen zu pflegen 
und zu diesem Zwecke auch Zeugen zu vernehmen. 

 

(2) Die Auswahl des Erhebungskommissärs hat aus einer vom 
Kammervorstand zu bestellenden Liste zu erfolgen. 

 

(3) Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt können den 
Erhebungskommissär wegen Befangenheit ablehnen, wenn sie Gründe anzugeben 
vermögen, die geeignet sind, seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen 
(§ 44 Abs. 3 1. Satz StPO). Die Ausschließungsgründe des § 45 Abs. 3 und 4 sind 
auf Erhebungskommissäre sinngemäß anzuwenden. Über das Vorliegen von 
Ausschließungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet der Vorsitzende des 
Disziplinarrates. Gegen diese Entscheidung ist eine abgesonderte Beschwerde 
nicht zulässig. 

 

(4) Der Erhebungskommissär hat die erforderlichen Erhebungen zu pflegen 
und dem Beschuldigten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Er kann den 
Beschuldigten und Zeugen vernehmen, Sachverständige beiziehen und einen 
Augenschein vornehmen. 

 

(5) Personen, die vom Erhebungskommissär als Zeugen vorgeladen werden, 
sind zum Erscheinen verpflichtet. Hinsichtlich Vernehmung von Zeugen gelten die 
§§ 155 bis 159 StPO sinngemäß. Die Beeidigung von Zeugen und 
Sachverständigen durch den Erhebungskommissär ist unzulässig. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(6) Der Erhebungskommissär kann um die Vornahme von Vernehmungen 
oder anderen Erhebungen auch die jeweils für die Rechtshilfe in Strafsachen 
zuständige Staatsanwaltschaft ersuchen. Diese hat hiebei nach den 
Bestimmungen der StPO vorzugehen. Die Kosten für die Erhebungen sind 
vorläufig von der Apothekerkammer zu tragen. Zu Vernehmungen, 
Befundaufnahmen und zur Vornahme eines Augenscheins sind der 
Erhebungskommissär, der Disziplinaranwalt, der Beschuldigte und dessen 
Verteidiger zu laden. Diesen Personen steht das Fragerecht nach der StPO zu. 

 

(7) Dem Beschuldigten, seinem Verteidiger und dem Disziplinaranwalt steht 
das Recht der Akteneinsicht zu. Ausgenommen von der Akteneinsicht sind 
Beratungsprotokolle. Der Erhebungskommissär kann bis zur Fassung eines 
Einleitungsbeschlusses einzelne Aktenstücke von der Einsichtnahme durch den 
Beschuldigten und dessen Verteidiger ausschließen, wenn besondere Umstände 
die Befürchtung rechtfertigen, dass durch die sofortige Kenntnisnahme von 
diesen Aktenstücken der Zweck der Untersuchung gefährdet werde. 

 

Einleitungsbeschluss Einleitungsbeschluss 

§ 48. (1) Nach Abschluss der Untersuchungen hat der Erhebungskommissär 
die Akten dem Disziplinaranwalt zur Stellung weiterer Anträge zuzuleiten. Der 
Disziplinaranwalt kann sodann beim Erhebungskommissär weitere Erhebungen 
beantragen oder beim Vorsitzenden des Disziplinarrates die Fassung eines 
Einstellungsbeschlusses oder die Einleitung des Verfahrens beantragen. Über 
einen solchen Antrag des Disziplinaranwaltes hat der Disziplinarrat durch 
Beschluss zu erkennen, ob Grund zu einer Disziplinarbehandlung des 
Beschuldigten in mündlicher Verhandlung vorliegt (Einleitungsbeschluss). 

§ 48. (1) Nach Abschluss der Untersuchungen hat der Disziplinaranwalt 
beim Vorsitzenden des Disziplinarrates die Fassung eines 
Einstellungsbeschlusses oder die Einleitung des Verfahrens zu beantragen. Über 
einen solchen Antrag des Disziplinaranwaltes hat der Disziplinarrat durch 
Beschluss zu erkennen, ob Grund zu einer Disziplinarbehandlung des 
Beschuldigten in mündlicher Verhandlung vorliegt (Einleitungsbeschluss). 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

Vorbereitung der mündlichen Verhandlung Vorbereitung der mündlichen Verhandlung 

§ 49. (1) ... § 49. (1) ... 

(2) Der Vorsitzende kann auch noch von Amts wegen oder auf Antrag des 
Beschuldigten, seines Verteidigers oder des Disziplinaranwaltes Ergänzungen der 
Erhebungen durch den Erhebungskommissärveranlassen. 

(2) Der Vorsitzende kann auch noch von Amts wegen oder auf Antrag des 
Beschuldigten, seines Verteidigers oder des Disziplinaranwaltes Ergänzungen der 
Erhebungen veranlassen. 

(3) ... (3) ... 

Mündliche Verhandlung Mündliche Verhandlung 

§ 52. (1) und (2) ... § 52. (1) und (2) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) Sind weitere Erhebungen und Beweisaufnahmen außerhalb der 
Verhandlung notwendig, so hat der Disziplinarrat das Erforderliche vorzukehren. 
Er kann mit der Durchführung einzelner Erhebungen den 
Erhebungskommissärbeauftragen oder den Akt zur ergänzenden Untersuchung an 
den Erhebungskommissärzurückleiten. 

(3) Sind weitere Erhebungen und Beweisaufnahmen außerhalb der 
Verhandlung notwendig, so hat der Disziplinarrat das Erforderliche vorzukehren. 
Er kann mit der Durchführung einzelner Erhebungen den Disziplinaranwalt 
beauftragen oder den Akt zur ergänzenden Untersuchung an den 
Disziplinaranwalt zurückleiten. 

(4) Die Bestimmungen über die Beweisaufnahme vor dem 
Erhebungskommissär gelten sinngemäß. 

 

(5) Nach Abschluss des Beweisverfahrens folgen die Schlussvorträge des 
Disziplinaranwaltes, des Verteidigers und des Beschuldigten. Das Schlusswort 
gebührt jedenfalls dem Beschuldigten. 

(4) Nach Abschluss des Beweisverfahrens folgen die Schlussvorträge des 
Disziplinaranwaltes, des Verteidigers und des Beschuldigten. Das Schlusswort 
gebührt jedenfalls dem Beschuldigten. 

(6) Der Disziplinarrat hat bei Fällung seines Erkenntnisses nur auf das 
Rücksicht zu nehmen, was in der mündlichen Verhandlung vorgekommen ist; er 
entscheidet nach seiner freien, aus der gewissenhaften Prüfung aller Beweismittel 
gewonnenen Überzeugung. 

(5) Der Disziplinarrat hat bei Fällung seines Erkenntnisses nur auf das 
Rücksicht zu nehmen, was in der mündlichen Verhandlung vorgekommen ist; er 
entscheidet nach seiner freien, aus der gewissenhaften Prüfung aller Beweismittel 
gewonnenen Überzeugung. 

(7) Die Entscheidungen des Disziplinarrates werden mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefasst. Stimmenthaltung ist nicht zulässig. Die Reihenfolge 
der Abstimmung bestimmt sich, beginnend bei dem an Lebensjahren ältesten 
Mitglied, nach dem Lebensalter der Mitglieder des Disziplinarrates. Der 
Vorsitzende stimmt zuletzt ab. 

(6) Die Entscheidungen des Disziplinarrates werden mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefasst. Stimmenthaltung ist nicht zulässig. Die Reihenfolge 
der Abstimmung bestimmt sich, beginnend bei dem an Lebensjahren ältesten 
Mitglied, nach dem Lebensalter der Mitglieder des Disziplinarrates. Der 
Vorsitzende stimmt zuletzt ab. 

Mitteilungen an die Öffentlichkeit Mitteilungen an die Öffentlichkeit 

§ 71. Mitteilungen an die Öffentlichkeit über den Verlauf und die Ergebnisse 
eines Disziplinarverfahrens, über den Inhalt der Disziplinarakten sowie über den 
Inhalt einer mündlichen Verhandlung und der Disziplinarentscheidung sind, 
soweit das Verfahren nicht öffentlich ist (§ 61 Abs. 1) untersagt. Das 
Kammermitglied, auf das sich das Disziplinarverfahren bezogen hat, darf jedoch 
über den Ausgang des Disziplinarverfahrens soweit berichten, als es damit nicht 
seine berufliche Verschwiegenheitspflicht verletzt. 

§ 71. (1) Mitteilungen an die Öffentlichkeit über den Verlauf und die 
Ergebnisse eines Disziplinarverfahrens, über den Inhalt der Disziplinarakten 
sowie über den Inhalt einer mündlichen Verhandlung und der 
Disziplinarentscheidung sind, soweit das Verfahren nicht öffentlich ist untersagt. 
Das Kammermitglied, auf das sich das Disziplinarverfahren bezogen hat, darf 
jedoch über den Ausgang des Disziplinarverfahrens soweit berichten, als es damit 
nicht seine berufliche Verschwiegenheitspflicht verletzt. 

 (2) Der Disziplinarrat hat die wesentlichen Inhalte der rechtskräftigen 
Verurteilungen des Disziplinarrates und der Rechtsmittelinstanzen in der 
„Österreichischen Apotheker-Zeitung“ und deren gesamten Wortlaut in 
anonymisierter Form auf der Website der Österreichischen Apothekerkammer zu 
veröffentlichen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

5. Abschnitt 5. Abschnitt 

Kammeramt Kammeramt 

§ 72. (1) ... § 72. (1) ... 

(2) ... (2) ... 

 1. bis 12. ...  1. bis 12. ... 

 13. die Anlegung von Wählerlisten im Wahlverfahren und  13. die Anlegung von Wählerlisten im Wahlverfahren, 

 14. die Einbringung der Kammerumlagen.  14. die Einbringung der Kammerumlagen und 

    15. die Erlassung von Bescheiden gemäß § 2a Abs. 1. 

 (3) Bei der Erfüllung der Aufgaben des Kammeramts ist die 
Verschwiegenheit gemäß § 21 zu wahren. Die Organe der Apothekerkammer und 
ihre Mitglieder haben in die vom Kammeramt wahrzunehmenden Aufgaben des 
übertragenen Wirkungsbereichs gemäß § 2a nur insoweit Einsicht, als dies durch 
eine gesetzliche Grundlage gerechtfertigt ist. 

7. Abschnitt 7. Abschnitt 

Weisungs- und Aufsichtsrecht Weisungs- und Aufsichtsrecht 

Rechtsakte im übertragenen Wirkungsbereich Rechtsakte im übertragenen Wirkungsbereich 

§ 79a. (1) und (2) ... § 79a. (1) und (2) ... 

(3) Die beschlossenen Rechtsakte gemäß Abs. 1 sind unter Hinweis auf die 
Beschlussfassung im Volltext im offiziellen Kundmachungsorgan der 
Österreichischen Apothekerkammer (Österreichische Apotheker-Zeitung) 
kundzumachen und treten, soweit sie keinen späteren Inkrafttretenszeitpunkt 
vorsehen, nach Ablauf des Tags der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig mit der 
Kundmachung im offiziellen Kundmachungsorgan der Österreichischen 
Apothekerkammer sind die beschlossenen Rechtsakte durch die Österreichische 
Apothekerkammer im Volltext einschließlich des Kundmachungszeitpunkts auch 
im Internet (auf der Homepage der Österreichischen Apothekerkammer) 
allgemein zugänglich zu veröffentlichen. 

(3) Die beschlossenen Rechtsakte gemäß Abs. 1 sind unter Hinweis auf die 
Beschlussfassung allgemein zugänglich unter Angabe des Zeitpunktes der 
Verlautbarung im Volltext auf der Website der Österreichischen 
Apothekerkammer kundzumachen und treten, soweit sie keinen späteren 
Inkrafttretenszeitpunkt vorsehen, nach Ablauf des Tags der Kundmachung in 
Kraft. Zusätzlich zu der Verlautbarung im Internet kann auch eine 
Veröffentlichung in der „Österreichischen Apotheker-Zeitung“ erfolgen. 

Rechtsakte im eigenen Wirkungsbereich Rechtsakte im eigenen Wirkungsbereich 

§ 79c. (1) Die Apothekerkammer hat § 79c. (1) Die Apothekerkammer hat 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

          1. bis 10. … 

 

         1. bis 10. … 

 11. die Schlichtungsordnung. 

nach Beschlussfassung der Aufsichtsbehörde vorzulegen. nach Beschlussfassung der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 

(5) Die beschlossenen Rechtsakte gemäß Abs. 1 sind unter Hinweis auf die 
Beschlussfassung im Volltext im offiziellen Kundmachungsorgan der 
Österreichischen Apothekerkammer kundzumachen und treten, soweit sie keinen 
späteren Inkrafttretenszeitpunkt vorsehen, nach Ablauf des Tags der 
Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig mit der Kundmachung im offiziellen 
Kundmachungsorgan der Österreichischen Apothekerkammer sind die 
beschlossenen Rechtsakte durch die Österreichische Apothekerkammer im 
Volltext einschließlich des Kundmachungszeitpunkts auch im Internet (auf der 
Homepage der Österreichischen Apothekerkammer) allgemein zugänglich zu 
veröffentlichen. Eine Aufhebung gemäß Abs. 2 ist ebenfalls im Volltext im 
offiziellen Kundmachungsorgan der Österreichischen Apothekerkammer 
kundzumachen sowie gleichzeitig im Internet allgemein zugänglich zu 
veröffentlichen. 

(5) Die beschlossenen Rechtsakte gemäß Abs. 1 sind unter Hinweis auf die 
Beschlussfassung allgemein zugänglich unter Angabe des Zeitpunktes der 
Verlautbarung im Volltext auf der Website der Österreichischen 
Apothekerkammer kundzumachen und treten, soweit sie keinen späteren 
Inkrafttretenszeitpunkt vorsehen, nach Ablauf des Tags der Kundmachung in 
Kraft. Zusätzlich zu der Verlautbarung im Internet kann auch eine 
Veröffentlichung in der „Österreichischen Apotheker-Zeitung“ erfolgen. Eine 
Aufhebung gemäß Abs. 2 ist ebenfalls allgemein zugänglich unter Angabe des 
Zeitpunktes der Verlautbarung auf der Website der Österreichischen 
Apothekerkammer kundzumachen. 

(6) und (7) ... (6) und (7) ... 

8. Abschnitt 8. Abschnitt 

Schluss- und Übergangsbestimmungen Schluss- und Übergangsbestimmungen 

§ 81. (1) bis (19) ... § 81. (1) bis (19) ... 

 (20) Die laufende Funktionsperiode der nach diesem Bundesgesetz zum 
Zeitpunkt der Kundmachung der Änderungen dieses Bundesgesetzes durch BGBl. 
I Nr. xx/2021 gewählten Organe gemäß § 9 Abs. 1 Z 1 bis 10 verkürzt sich und 
endet mit Ablauf des 31. März 2022. Die darauf folgende Funktionsperiode der 
nach diesem Bundesgesetz gewählten Organe gemäß § 9 Abs. 1 Z 1 bis 10 
beginnt mit 1. April 2022. 

 (21) § 2 Abs. 3 und 4, § 7 Abs. 4, § 9 Abs. 1, § 10 Abs. 5, § 12 Abs. 4, § 13 
Abs. 2, § 18a samt Überschrift, § 29 Abs. 3, § 31 Abs. 1, § 34 Abs. 1, § 35 Abs. 1, 
§ 37 Abs. 1, § 42 Abs. 2a und 3, § 47 samt Überschrift, § 48 Abs. 1, § 49 Abs. 2, 
§ 52 Abs. 3 und 4, § 71 Abs. 1 und 2, § 72 Abs. 2 und 3, § 79a Abs. 3 sowie § 79c 
Abs. 1 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2021 treten mit 
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 75a. (1) bis (4) ... § 75a. (1) bis (4) ... 

 (5) § 19 Abs. 2 Z 3a, § 21 Abs. 1 Z 1, § 48 Abs. 1, § 53 Abs. 1 sowie § 71 
Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2021 treten mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

Gehaltskassengesetz 2002 Gehaltskassengesetz 2002 

2. Hauptstück 2. Hauptstück 

Leistungen der Gehaltskasse Leistungen der Gehaltskasse 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 

Bemessung und Auszahlung der Bezüge Bemessung und Auszahlung der Bezüge 

Anspruch auf Anrechnung von Dienstzeiten Anspruch auf Anrechnung von Dienstzeiten 

§ 19. (1) ... § 19. (1) ... 

(2) ... (2) ... 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

  3a. Zeiten einer Lehrtätigkeit an Berufsschulen oder im Rahmen von anderen 
Berufsausbildungen oder beruflichen Fort- und Weiterbildungen im 
Höchstausmaß von fünf Jahren, sofern die Lehrtätigkeit pharmazeutische 
Gegenstände zum Hauptinhalt hat, 

 4. bis 7. …  4. bis 7. … 

(3) ... (3) ... 

Anrechnungsbetrag Anrechnungsbetrag 

§ 21. (1) ... § 21. (1) ... 

 1. gemäß § 19 Abs. 2 Z 1 bis 3 0,5 vH und  1. gemäß § 19 Abs. 2 Z 1 bis 3a 0,5 vH und 

 2. …  2. … 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 

Beschlussfähigkeit der Delegiertenversammlung Beschlussfähigkeit der Delegiertenversammlung 

§ 48. (1) Die Delegiertenversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 
je achtzehn Mitglieder aus der Abteilung der Dienstnehmer und der der 
Dienstgeber anwesend oder gemäß der Bestimmung des Abs. 3 vertreten, 
mindestens jedoch zwölf Mitglieder aus jeder Abteilung persönlich anwesend 
sind. 

§ 48. (1) Die Delegiertenversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 
je achtzehn Mitglieder aus der Abteilung der Dienstnehmer und der der 
Dienstgeber persönlich oder virtuell anwesend oder gemäß der Bestimmung des 
Abs. 3 vertreten, mindestens jedoch zwölf Mitglieder aus jeder Abteilung 
persönlich oder virtuell anwesend sind. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

Beschlussfähigkeit des Vorstandes Beschlussfähigkeit des Vorstandes 

§ 53. (1) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens je vier 
Mitglieder aus der Abteilung der Dienstnehmer und der der Dienstgeber 
anwesend sind. Im Falle der Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand mit der 
gleichen Tagesordnung unter Einhaltung einer zweiwöchigen Frist ohne 
Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 

§ 53. (1) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens je vier 
Mitglieder aus der Abteilung der Dienstnehmer und der der Dienstgeber 
persönlich oder virtuell anwesend sind. Im Falle der Beschlussunfähigkeit ist der 
Vorstand mit der gleichen Tagesordnung unter Einhaltung einer zweiwöchigen 
Frist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 

(2) ... (2) ... 

2. Abschnitt 2. Abschnitt 

Geschäftsführung Geschäftsführung 

5. Hauptstück 5. Hauptstück 

Aufsicht des Bundes Aufsicht des Bundes 

§ 71. (1) ... § 71. (1) ... 

(2) Der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen übt sein 
Aufsichtsrecht insbesondere durch einen Bundeskommissär aus, der 
rechtskundiger Beamter des Bundesministeriums für soziale Sicherheit und 
Generationen zu sein hat. Der Bundeskommissär ist berechtigt, an den Sitzungen 
des Vorstandes und der Delegiertenversammlung teilzunehmen. Für den 
Bundeskommissär ist ein Stellvertreter, der gleichfalls rechtskundiger Beamter 
des Bundesministeriums für soziale Sicherheit und Generationen zu sein hat, zu 
bestellen. 

(2) Der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen übt sein 
Aufsichtsrecht insbesondere durch einen Bundeskommissär aus, der 
rechtskundiger Bediensteter des Bundesministeriums für soziale Sicherheit und 
Generationen zu sein hat. Der Bundeskommissär ist berechtigt, an den Sitzungen 
des Vorstandes und der Delegiertenversammlung teilzunehmen. Für den 
Bundeskommissär ist ein Stellvertreter, der gleichfalls rechtskundiger Beamter 
des Bundesministeriums für soziale Sicherheit und Generationen zu sein hat, zu 
bestellen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

6. Hauptstück 6. Hauptstück 

Übergangs- und Schlussbestimmungen Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 75a. (1) bis (4) ... § 75a. (1) bis (4) ... 

 (5) § 19 Abs. 2 Z 3a, § 21 Abs. 1 Z 1, § 48 Abs. 1, § 53 Abs. 1 sowie § 71 
Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2021 treten mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
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